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RICHTLINIEN 
 

zur Ausübung des Vorschlagsrechtes für die Vergabe von Wohnungen 

im Gemeindegebiet der Marktgemeinde Bad Hofgastein  
 

 

 Gemäß § 53 der Salzburger Gemeindeordnung 2019, LGBl Nr 9/2020 i.d.g.F., wird kundgemacht, 

dass die Gemeindevertretung der Marktgemeinde Bad Hofgastein in der Sitzung am 02. Oktober 

2025 den Beschluss gefasst hat, die Richtlinien zur Ausübung des Vorschlagsrechtes für die 

Vergabe von Wohnungen im Gemeindegebiet der Marktgemeinde Bad Hofgastein zu erlassen.   

 

1. Geltungsbereich  

Diese Richtlinien gelten für alle Mietwohnungen, der Wohnbaugenossenschaften und sonstigen 

Institutionen, für welche die Marktgemeinde Bad Hofgastein das Vorschlagsrecht besitzt sowie für 

jene Wohnungen, für die der Gemeinde ein Vergaberecht eingeräumt wurde, zB. durch den 

Abschluss von Verträgen, nach § 18 Raumordnungsgesetz (ROG 2009).  

 

2. Begriffsdefinitionen  

2.1 Bedarfsgerechte Wohnungen  

 

In Bezug auf die Größe der Wohnung gilt als ausreichend nachstehende Wohnungsgrößen:  

 

Anzahl der im gemeinsamen Haushalt lebenden 

nachstehenden Personen 

Anzahl der 

Wohnräume 

1-Personenhaushalte 2 

1-Personenhaushalte mit 

▪ Pflegegeldbezug 

▪ gültigem Behindertenpass 

▪ minderjährigen Personen, die hier zwar keinen 

hauptsächlichen Aufenthalt haben, aber vom 

haushaltsangehörigen Elternteil mit gerichtlicher 

Genehmigung oder gemeinsamer Obsorgeregelung 

zweitweise untergebracht werden dürfen 

3 

2- oder 3 Personenhaushalte 
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4-Personenhaushalte 

4 
Wachsende Familie mit bis zu 2 Kindern 

AlleinerzieherInnen mit 2 Kindern oder mit einem Kind 

und einer weiteren nahestehenden Person 

5-Personenhaushalte  5 

Für jede weitere Person je 1 Wohnraum mehr 

 

2.2. EWR-Bürger:innen =  

Bürger:innen der Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraumes  

 

2.3. Fachkräfte in Mangelberufen =  

Bedienstete für die die Marktgemeinde dringenden Bedarf hat, wie zB. Pflegekräfte bzw. 

pädagogisches Fachpersonal  

 

2.4. Änderung der Lebenssituation (gravierend):  

wie Geburt eines Kindes, Todesfall, aufgrund gravierender Veränderung der 

gesundheitlichen Situation der in der Wohnung dauerhaft wohnenden Personen.  

 

2.5. Mehrbedarf:  

Wie gesundheitliche Gründe, geteilte Obsorge und regelmäßiger Besuch der Kinder/des 

Kindes.  

 

2.6. Persönliche Assistenz:  

Alleinstehende Menschen, die in Folge einer Beeinträchtigung auch nachts auf Leistungen 

einer persönlichen Assistenz angewiesen sind.  

 

2.7. Wohnungsverlust:  

Nicht selbstverschuldeter Wohnungsverlust in den nächsten drei Monaten, wie Nicht-

Verlängerung des Mietvertrages, Verlust einer Dienst- oder Naturalwohnung infolge 

Beendigung des Dienstverhältnisses; gerichtliches Räumungsurteil.  

 

2.8. Nachweise für Deutschkenntnisse sind insbesondere:  

Pflichtschulabschluss an einer Schule mit deutscher Unterrichtssprache, höherwertiger 

Schulabschluss: wie Lehre, Matura, Studium, Abschlusszeugnis einer deutschen Schule im 

Ausland, Bestätigung Testung des A2-Niveaus durch ein zertifiziertes Institut, 

Integrationsvereinbarung, Positives Zeugnis A2-Niveau, Nostrifizierung mit Deutsch als 

Unterrichtssprache.  

 

2.9. Ehrenamtliche Tätigkeit: Mindestens zwei Jahre zusammenhängende ehrenamtliche 

   Tätigkeit mit einem Mindeststundenausmaß von 90 Stunden pro Jahr.  

Als ehrenamtliche Tätigkeit zählt vor allem der Einsatz bei Blaulichtorganisationen (Rettung, 

Bergrettung, Wasserrettung, Freiwillige Feuerwehr), dem Sozialdienst der Gemeinde sowie die 

Jugendarbeit bei Sportvereinen. Eine Bestätigung durch den Verein ist notwendig. 

 

3. Antragserfordernisse  

3.1 Die Vergabe einer Wohnung setzt voraus, dass hierfür ein gültiger und vollständiger  

Antrag durch Einbringen des auf der Homepage der Marktgemeinde Bad Hofgastein zum 

Download zur Verfügung stehenden Formulars vorliegt. Das entsprechende Formular steht 

auch im Sozialamt der Marktgemeinde Bad Hofgastein bzw. im Sekretariat des 

Gemeindeamtes zur Abholung bereit.  

3.2. Dem Ansuchen sind sämtliche erforderliche Dokumente lückenlos beizufügen. Sollten die 

erforderlichen Dokumente dem Wohnungsamt der Gemeinde nicht lückenlos vorliegen, wird 



das Ansuchen nicht weiter behandelt. Sämtliche mit dem Ansuchen in Verbindung stehenden 

Dokumente werden für den Zeitraum, indem sich die wohnungswerbende Person im 

Wohnungsvergabesystem befindet, in digitaler bzw. physischer Form aufbewahrt. Die 

Zurückziehung eines Antrages ist jederzeit möglich und hat dies die Löschung sämtlicher 

Dokumente zur Folge. 

3.3. Es besteht kein Rechtsanspruch auf die Zuweisung einer Wohnung.  

3.4. Um für die Vergabe einer geförderten Wohnung berücksichtigt zu werden, müssen die  

 Voraussetzung für eine begünstige Person (siehe Punkt 4.) erfüllt sein.   

3.5. Die Wohnung muss zur Begründung des Hauptwohnsitzes und ausschließlicher  

 regelmäßiger Verwendung als Wohnung sowie zur Befriedigung des dringenden  

 Wohnbedarfes des Wohnungswerbenden dienen. Eine zweitwohnsitzliche Nutzung ist  

 ausgeschlossen.  

3.6. Die Versorgung wird mit einer bedarfsgerechten Wohnungsgröße vorgenommen.  

3.7. Standortwünsche und andere Wünsche, die Wohnung betreffend, können die Wartezeit  

 verlängern. Auf die Berücksichtigung der Wünsche besteht kein Anspruch.  

3.8.  Bei zweimaligem Ablehnen einer durch die wohnungswerbende Person konkret 

gewünschten Wohnung, erfolgt eine Sperre für einen Zeitraum von 24 Monaten. Entsprechende 

Ansuchen werden in diesem Fall für den vorbezeichneten Zeitraum nicht berücksichtigt und 

kann erst nach Ablauf der Frist erneut angesucht werden. Die Ablehnung von zugeteilten 

Wohnungen ist hingegen möglich und erfolgt hierbei keine Sperre. 

3.9. Personen, die bedingt selbstständig wohnfähig sind, müssen eine Betreuung nachweisen.  

3.10. Die Haustierhaltung obliegt dem jeweiligen Vermieter bzw. Eigentümer der Wohnung und  

 hat dieser die Tierhaltung zu genehmigen. Auskünfte über die Tierhaltung sind im  

 Formular „Wohnungsansuchen“ wahrheitsgemäß anzugeben.  

3.11. Die Einkommensobergrenzen werden den jeweils für die Wohnbeihilfe gültigen  

 Einkommensobergrenzen der Salzburger Wohnbauförderung (§ 4 Abs 1  

 Wohnbauförderungsverordnung 2025) angepasst. Zurzeit betragen diese:   

 

Haushaltsgröße 

Netto-

Haushaltseinkommen 

jährlich 

Netto-

Haushaltseinkommen 

monatlich 

(Jahreszwölftel) 

1 Person EUR 40.000,00 EUR 3.333,00 

2 Personen EUR 60.000,00 EUR 5.000,00 

3 Personen EUR 72.000,00 EUR 6.000,00 

4 Personen EUR 84.000,00 EUR 7.000,00 

5 Personen EUR 96.000,00 EUR 8.000,00 

6 Personen EUR 108.000,00 EUR 9.000,00 

Mehr als 6 Personen EUR 120.000,00 EUR 10.000,00 

  

3.12. Die Verarbeitung dieser Daten ist durch die Stellungnahme der Datenschutzbeauftragen  

 vom 04.03.2025 geregelt.  

 

3.13. Die Voraussetzung für die Berechnung des Einkommens beziehen sich auf Punkt 6. dieser  

 Richtlinie.  



 

3.14. Eine Änderung der Lebensumstände ist dem Wohnungsamt der Marktgemeine Bad  

 Hofgastein für den Zeitraum eines aufrechten Wohnungsansuchens mitzuteilen.  

 

 

4. Begünstigte Person (Kriterien):  

 

 Um für die Vergabe einer Wohnung berücksichtigt zu werden, muss die/der AntragstellerIn als  

 begünstigte Person anerkannt werden. Folgende Voraussetzungen sind hierfür notwendig:  

 

▪ Österreichische Staatsbürgerschaft oder nach Förderungsrecht gleichgestellt. Folgende 

Personen sind österreichischen Staatsbürgern gleichgestellt:  

 

1. Staatsangehörige eines EWR-Staates und Unionsbürger sowie folgende mit einem 

österr. Staatsbürger oder einer österr. Staats - bürgerin oder diesen Gleichgestellte in 

dauernder Haushaltsgemeinschaft lebende, aufenthaltsberechtigte Familienangehörige: 

Ehegattin oder Ehegatte sowie eingetragene Partnerin oder Partner Verwandte in gerader 

auf- und absteigender Linie, Verwandte der Ehegattin bzw. des Ehegatten oder der 

eingetragenen Partnerin bzw. des eingetragenen Partners in gerader auf- und 

absteigender Linie;  

 

2. Personen, denen auf Grund eines Staatsvertrags eine Förderung wie Inländern zu 

gewähren ist;  

 

3. Ausländer, welche die österreichische Staatsbürgerschaft nach dem 6. März 1933 

verloren haben, aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen aus Österreich 

auswandern mussten, wieder nach Österreich zurückgekehrt sind und beabsichtigen, sich 

ständig in Österreich niederzulassen.  

 

4. Fremde mit einem Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot Karte“;  

 

5. Fremde, die  

a) ununterbrochen und rechtmäßig mehr als fünf Jahre in Österreich ihren 

Hauptwohnsitz haben, wobei der rechtmäßige Aufenthalt von allen im gemeinsamen 

Haushalt lebenden Personen nachzuweisen ist 

b) Einkünfte beziehen, welche der Einkommensteuer in Österreich unterliegen, oder auf 

Grund der Ausübung einer Erwerbstätigkeit Beiträge an die gesetzliche 

Sozialversicherung in Österreich entrichtet haben und nunmehr Leistungen aus 

dieser erhalten und innerhalb der letzten fünf Jahre 24 Monate lang vorgenannte 

Einkünfte oder Leistungen bezogen haben oder in Summe über 60 Monate derartiger 

Zeiten verfügen und  

c) entsprechende Deutschkenntnisse nachweisen können. Der Nachweis von 

Deutschkenntnissen kann auf unterschiedliche Art und Weise erbracht werden. (z.B. 

Integrationsprüfung, Spracheinstufungsbestätigung A2, Nachweis eines mindestens 

fünfjährigen Besuchs einer Pflichtschule in Österreich mit positivem Abschluss des 

Unterrichtsfachs „Deutsch, uvm.) Eine umfassende Auflistung ist in § 5 Abs. 4 

Ziffer 1-10 der S. WFV 2025 angeführt.  

 

▪ Volljährigkeit (Vollendung des 18. Lebensjahres)  

 

▪ Nachweis des entsprechenden Wohnbedarfs  

Dieser liegt vor, wenn bisher eine Mietwohnung bewohnt wurde. Ist die bisherige 

Wohnung eine Mietwohnung oder besteht ein Wohnrecht-, bzw. Fruchtgenussrecht etc. 



müssen sonstige Gründe vorliegen, die eine den tatsächlichen Verhältnissen besser 

angepasste Befriedigung des Wohnbedürfnisses erwarten lassen, das sind:  

 

➢ Größe und Ausstattung  

➢ Geänderte Familienverhältnisse 

➢ Berufsbedingter Ortswechsel (mit entsprechender Entfernung)  

➢ Dauerhafte und wesentliche Änderung der Einkommensverhältnisse  

➢ Anhebung der Ausstattungskategorie – Gesundheitliche Gründe (ärztliches Attest)  

➢ Wechsel in eine geförderte Mietwohnung des betreubaren Wohnens 

 

Für die Beurteilung einer Wohnungsvergabe werden insbesondere nachstehende Kriterien 

vorrangig herangezogen:  

 

▪ Ein dringlicher Wohnbedarf wird jedenfalls vorausgesetzt. 

▪ Ein bevorstehender Wohnungsverlust,  

▪ Änderung der Lebenssituation (Scheidung, Auszug aus der gemeinsamen Wohnung, …),   

▪ Delogierung 

 

5. Persönliche Voraussetzungen  

5.1. Die wohnungswerbende Person muss das 18. Lebensjahr vollendet haben. Diese Altersgrenze  

gilt nicht für mündige minderjährige Eltern, die gemeinsam oder alleine mit ihrem Kind im 

gemeinsamen Haushalt leben.  

5.2. Die wohnungswerbende Person muss förderungswürdig im Sinne des aktuellen Salzburger  

 Wohnbauförderungsgesetzes sein, soweit diese Richtlinien nichts anderes bestimmen.  

5.3. Die in der Wohnbauförderungsverordnung 2025 festgelegten jeweiligen Einkommensgrenzen  

 dürfen nicht überschritten werden.  

5.4. Folgende Personen erfüllen aufgrund ihrer Aufenthaltsberechtigung die Grundvoraussetzungen:  

 5.4.1. Österreichische Staatsbürger:innen  

 5.4.2. EWR- und Schweizer Bürger:innen welche zum dauernden Aufenthalt für EWR- und  

 Schweizer Bürger:innen gemäß § 53a Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz NAG berechtigt  

 sind  

 5.4.3. Deutsche Staatsbürger:innen aufgrund des Fürsorgeabkommens zwischen Österreich und  

  Deutschland nach einem Jahr rechtmäßigem Aufenthalt in Österreich  

 5.4.4. Drittstaatsangehörige mit unbefristetem Aufenthaltstitel  

 5.4.5. Asylberechtigte mit einem positiven Asylbescheid.  

5.6. Personen, deren Wohnbedarf nicht durch Eigentum (Wohnung, Haus) in der Marktgemeinde  

 Bad Hofgastein oder in zumutbarer Entfernung zur Marktgemeinde Bad Hofgastein abgedeckt  

 ist.  

5.7. Die obig bezeichneten Voraussetzungen gelten für die antragstellende Person. Bei Punkt 5.4  

 benötigen mitziehende Personen zumindest einen erlaubten Aufenthalt in Österreich.  

 

6. Einkommen  

6.1. Für die Berechnung des Einkommens werden die vollständigen Einkommensunterlagen der  

 antragstellenden und aller mitziehenden Personen des vergangenen Jahres herangezogen.  

 

6.2. Als Nachweise kommen in Betracht:  

1. grundsätzlich:  

a) der Arbeitnehmerveranlagungsbescheid für das vorangegangene Kalenderjahr, bei Bezug von 

Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit;  

b) der Einkommensteuerbescheid für das letzte veranlagte Kalenderjahr, wenn entweder 

zusätzlich zu Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit oder ausschließlich sonstige 

Einkunftsarten vorliegen;  



c) der letztgültige Einheitswertbescheid, wenn kein Einkommensteuerbescheid für Einkünfte 

aus Land- und Forstwirtschaft vorliegt;  

d) der Scheidungsbeschluss samt Vermögensauseinandersetzung bzw das Scheidungsurteil für 

einen allfälligen Ehegattenunterhalt; Sbg. LGBl. Nr. 123/2024 - Kundgemacht am 20. 

Dezember 2024 12 von 28 www.ris.bka.gv.at bzw. die Vereinbarung über gesonderte 

Wohnungsnahme;  

e) eine aktuelle Bestätigung über den Kindesunterhalt (Bestätigung des Kinder- und 

Jugendhilfeträgers über den Bezug von Kindesunterhalt, gerichtliche Entscheidung über den 

Kindesunterhalt, vor Gericht geschlossener Vergleich über den Kindesunterhalt), wobei eine 

Neuvorlage solange nicht erforderlich ist, als diese dem Unterhaltsbedarf der für das Kind 

geltenden Altersstufe entspricht;  

f) Bestätigungen über den Bezug und die Höhe von Wochen- bzw Kinderbetreuungsgeld;  

g) Bestätigungen über den Bezug von Schüler- oder Studienbeihilfe;  

h) Bestätigungen über den Bezug sonstiger einkommensrelevanter Leistungen;  

i) ein aktueller Bescheid nach dem Salzburger Sozialunterstützungsgesetz;  

2. bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger Gründe:  

a) der Jahreslohnzettel für das vorangegangene Kalenderjahr bzw Monatslohnzettel für 

zumindest drei vorangehende Monate;  

b) Nachweise betreffend den Pensionsbezug oder den Ruhegenuss;  

c) Nachweise über den Bezug von sonstigen Leistungen (Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, 

Krankengeld, Rehabilitationsgeld udgl);  

  

Berücksichtigungswürdige Gründe liegen nur vor, wenn – die Vorlage von Nachweisen zeitlich, 

rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist, – ein Übertritt in den Ruhestand erfolgte, – im 

vergangenen Kalenderjahr nur eine bezugsauszahlende Stelle bestanden hat oder – 

Transferleistungen, ausgenommen Mutterschutz und Kinderbetreuungsentgelt, innerhalb des 

vorgegangenen Jahres nicht öfter als einmal vom selben Leistungserbringer bezogen wurden. 

 

6.3. Unterhaltszahlungen, Gehaltspfändungen, Unterhaltspfändungen sowie  

 Abschöpfungsverfahren und Zahlungspläne werden berücksichtigt.  

6.4. Pflegegeld wird nicht als Einkommen gerechnet.  

 

7. AUSNAHMEN   

7.1. Diese Richtlinie gilt nicht für:  

7.1.1.Härtefälle, aufgrund außerordentlicher, gesundheitlicher Gründe sowie Schicksalsschläge,  

 wie u.a. der Tod von im gemeinsamen Haushalt lebender Personen   

 7.1.2. Projekte, bei denen die Vergabe auf Grundlage eines gesonderten Amtsberichtes erfolgt   

 7.1.3. die Vergabe von Wohnungen an neu aufzunehmende Fachkräfte (Mangelberufe), die für  

  die Marktgemeinde Bad Hofgastein dringend benötigt werden.  

 7.1.4. den Wechsel von einer größeren geförderten Mietwohnung, mit Vergaberecht der 

   Marktgemeinde Bad Hofgastein, in eine kleinere Wohnung  

7.2. Sondervergaben zur Förderung einer funktionalen Nachbarschaft  

 

8. VERFAHREN  

8.1. Ansuchen  

Eine Aufnahme in die Wohnungsvergabe setzt ein vollständig ausgefülltes und unterschriebenes 

Antragsformular, die Abgabe aller notwendigen Unterlagen (in Kopie) und die Erfüllung der 

Grundvoraussetzungen voraus. Zusätzlich ist der Datenschutz zu wahren und ist eine 

Einwilligungserklärung für die Verarbeitung und Weitergabe der Daten mit dem Formular für 

ein Wohnungsansuchen zu unterfertigen. Dem gegenständlichen Ansuchen wird ein 

Wohnungswunsch für eine aktuell verfügbare Wohnung unterstellt. Dieses Ansuchen wird, 

sofern es vollständig, inkl. der erforderlichen Beilagen, im Gemeindeamt eingebracht worden 

ist, in der darauffolgenden Sitzung behandelt. Sollte die/der AntragstellerIn, die von ihm 

http://www.ris.bka.gv.at/


gewünschte Wohnung nicht zugesprochen bekommen, so wird er für die Dauer von 12 Monaten 

im Wohnungsvorschlagssystem der Marktgemeinde Bad Hofgastein gespeichert und für 

weitere, ähnlich gelagerte Wohnungen wie die Wunschwohnung während des vorbezeichneten 

Zeitraumes vorgeschlagen bzw. bei der Ausübung des Vorschlagsrechtes berücksichtig. Nach 

Ablauf von 12 Monaten kann der Antragsteller erneut ein Ansuchen einbringen. Ein 

Vorsorgeansuchen ist nicht möglich. Eine Mindestvormerkdauer wird ebenso nicht festgelegt.  

8.2. Erhebungsverfahren  

Im Erhebungsverfahren sind alle Kriterien zur Beurteilung der persönlichen Verhältnisse der 

Wohnungssuchenden und deren Wohnverhältnisse zu erfassen. Im Zuge der Erfassung wird 

festgestellt, ob die vorliegenden Kriterien erfüllt werden. Die Unterfertigung einer 

Datenschutzerklärung ist unabdingbar. Die Zustimmung zur Datenschutzerklärung erfolgt im 

Rahnen der Unterfertigung des Wohnungsansuchens. Die Erfassung der Daten erfolgt durch die 

Sachbearbeiter:innen der Sozialabteilung/Wohnservice.  

8.3. Verlängerung des Antrages 

Verlängerung des Antrages vor Ablauf eines Jahres muss der Antrag verlängert werden. Dies 

kann in schriftlicher Form, mündlich per Telefon oder nach persönlicher Vorsprache erfolgen. 

Bei Verlängerung sind sämtliche für die Beurteilung des Ansuchens zu aktualisieren (u.a. ist der 

Einkommensnachweis des Vorjahres vorzulegen).  

8.4. Ausnahmen Vorschlagsrecht 

Mit Ausnahme von Wohnungen, für die die Marktgemeinde Bad Hofgastein ein Vergaberecht, 

z.B. durch den Abschluss von § 18 ROG, Vereinbarungen besitzt, erfolgt die abschließende 

Vergabe der Wohnung durch die jeweilige Wohnbaugenossenschaft und kommt der 

Marktgemeinde Bad Hofgastein hierbei lediglich das Vorschlagsrecht zu. Es besteht kein 

Rechtsanspruch auf die Erfüllung allfälliger Wünsche.   

8.5. Ausübung des Vorschlagsrechts 

Die Ausübung des Vorschlagsrechts erfolgt aufgrund der Beschlussfassung des von der 

Gemeindevertretung und mit der jeweiligen Wohnungsvergabe betrauten Ausschusses. 

Diesbezüglich hat der Ausschuss darauf Bedacht zu nehmen, ob die förderwerbende Person 

sämtliche Voraussetzungen, die für eine Wohnungsvergabe gemäß dieser Richtlinie notwendig 

sind, erfüllt. Bei gleichen Voraussetzungen werden für die Beurteilung des Ansuchens 

zusätzliche Kriterien wie etwa ehrenamtliche Tätigkeiten (siehe Punkt 2.9. dieser Richtlinie) 

und die Ausübung von Mangelberufen (siehe Punkt 2.3. dieser Richtlinie) herangezogen. 

Generell sollen bei der Ausübung des Vorschlagsrechts für die Vergabe einer Wohnungen 

Aspekte, die einer sozialen Ausgewogenheit dienlich sein können, berücksichtigt werden, um 

eine funktionale Nachbarschaft zu fördern und keine sozialen Brennpunkte zu schaffen.  

 

9. IN KRAFT TRETEN/ KUNDMACHUNG  

Diese Richtlinien über das Ausüben des Vorschlagsrechts zur Vergabe von Wohnungen treten am 1. 

November 2025 in Kraft. Die Kundmachung erfolgt auf der Amtstafel sowie auf der Homepage der 

Marktgemeinde Bad Hofgastein unter www.bad-hofgastein.salzburg.at .   

 

 

Für die Gemeindevertretung: 

 

Der Bürgermeister 

 

 

 

 

Markus Viehauser 
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Angeschlagen am: 08.10.2025  

 

Abgenommen am:  

 

 

Ergeht an: 

1. Amtstafel 

2. RIS Bad Hofgastein 

 


